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Der innenpolitische Kommentar zur parlamentarischen
Behandlung der Rüstungsreferendums-Initiative

Mit Vorwänden gegen unsere Milizarmee
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Gemäss dem Initiativbegehren sollen alle Ver-
pflichtungskredite für die Beschaffung von
Kriegsmaterial, für militärische Bauten und
Landerwerb sowie für Forschungs-, Entwick-
lungs- und Versuchsprogramme des Eidgenössi-
sehen Militärdepartements der Volksabstim-
mung unterbreitet werden, wenn 50 000 Stimm-
bürger oder acht Kantone gegen entsprechende
Kreditbeschlüsse der Bundesversammlung das

Referendum ergreifen. Dabei ergeben sich al-
lein schon aufgrund der sprachlichen Forniulie-
rung erhebliche Auslegungsschwierigkeiten.
Referendumspflichtig wären lediglich Verpflich-
tungskredite, nicht aber die mit dem Budget
oder seinen Nachträgen bewilligten Zahlungs-
kredite.

Die SPS preist ihre Initiative als Verbesserung
der Demokratie an. Es gehe ihr um die Erweite-
rung der Volksrechte. Das klingt immer sehr
schön und wer wäre nicht bereit, dies zu begrüs-
sen und zu unterstützen?

Wieso nur ein partielles Finanzreferenduni?

Wären jedoch solche Absichten der wirkliche
Beweggrund, dann nrüssten die Urheber logi-
scherweise ein allgemeines Finanzreferendum
verlangen und auch andere wesentliche Ausga-
bengruppen - wie etwa den Strassenbau, die
Hochschulbeiträge, die Bahnsubventionen, die
Sozialwerke und die Entwicklungshilfe usw. -
miteinbeziehen. Es geht der Sozialdemokrati-
sehen Partei im Grunde weder um eine Verbes-

serung der Demokratie noch um die Erweite-
rung der Volksrechte! Die ins Feld geführten
Argumente klingen zwar als Vorwand recht
schön, entsprechen aber in keiner Art und Weise

den wahren Absichten der geistigen Urheber
der Initiative, denen es vielmehr um einen «Vor-
stoss für weniger Armee» geht. Bei einer allfälli-
gen Annahme dieser Initiative könnten bei der
Beschaffung von Rüstungsgütern tatsächlich
erhebliche Schwierigkeiten entstehen.

Stetig sinkende Rüstungsausgaben

Es ist zwar richtig, dass die Wehraufwendungen
im Bundeshaushalt zusammen mit den Aufwen-
düngen für die soziale Wohlfahrt immer noch zu
den grössten Ausgabengruppen im Bundesbud-
get gehören und einen Anteil von je 20 — 21 Pro-
zent beanspruchen. Bis in die sechziger Jahre
betrug der Anteil der Militäraufwendungen
am Bundeshaushalt noch über 30 Prozent; in
einzelnen Jahren sogar 38'/». Als" einziges
bedeutendes Aufgabengebiet des Bundes ent-
wickelte es sich seither weit unterdurchschnitt-
lieh. So wuchsen die Verteidigungsausgaben in
der Zeitspanne 1960-1985 lediglich um das

Fünffache, dagegen verzeichneten die allgeniei-
nen Bundesausgaben einen Anstieg um das

Achtfache; die soziale Wohlfahrt legte gar um
das 15fache zu und liegt mit diesem Wert noch
nicht einmal an der Spitze. In diesem Zusarn-
menhang gilt es weiter zu berücksichtigen, dass

- dies im Unterschied zu andern Staatsaufgaben
- die Verteidigungsaufwendungen zu über 90 %

und die Ausgaben für die Armee zu über 95 %

vom Bund allein getragen werden müssen und
deshalb nicht auf die Kantone oder die Gemein-
den verschoben werden können. Mit einem
Anteil von lediglich 9 FVoze/7( an den öffentli-
chcn Ausgaben, d. h. diejenigen von Bund, Kan-
tonen und Gemeinden zusammen, steht die
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Landesverteidigung hinter den Bildungsausga-
ben, der sozialen Wohlfahrt, den Aufwendun-
gen für Verkehr und Energie sowie dem Gesund-
heitswesen erst an fünfter Stelle.

Rüstungstechnische Bedenken

Im EMD ist eine langfristige Planung unabding-
bar. Das gilt sowohl für die Beschaffung von
Kriegsmaterial, als auch für die Errichtung von
Rüstungsbauten und die Forschungstätigkeit im
Verteidigungsbereich. Die militärische Planung
umfasst militärische, finanzielle und indu-
strielle Gesichtspunkte.

Die einzelnen Rüstungsvorlagen mit ihren Ver-
pflichtungskrediten enthalten meist Einzelvor-
haben aus einem grösseren Ganzen. Die Einfüh-
rung des Rüstungsreferendums könnte deshalb
zu abstrusen Entscheidungen führen; so etwa,
wenn die Beschaffung von Munition oder die
Errichtung von Ausbildungsanlagen für bereits
eingeführte Waffensysteme nachträglich abge-
lehnt würde Auch unsere Rüstungsindustrie
- ein wichtiger Bestandteil unserer Sicherheits-
Politik - mit ihren tausenden von Arbeitsplät-
zen würde mit den zusätzlichen Erschwernissen
vor echte und existenzielle Probleme gestellt.

verheerende Auswirkungen auf unsere Sicher-
heitspolitik
Das oberste Ziel unserer Verteidigungsanstren-
gungen ist es, die Unabhängigkeit und Selbstbe-
Stimmung der Schweiz durch eine genügende
Abwehrbereitschaft und wenn immer möglich
ohne Krieg zu gewährleisten (hoher, nicht in
Kauf zu nehmender Eintrittspreis für einen
möglichen Angreifer). Die Strategie der Abhal-
tung Dissuasion) hat unserem Land in der
Vergangenheit den Frieden bewahren können.
Die Einführung des Rüstungsreferendums
müsste im Ausland zwangsläufig als Zeichen
des nachlassenden Wehrwillens der Schweiz
aufgefasst werden. Ein möglicher Angreifer
würde die Kampfkraft und den Kampfwert unse-
rer Armee und damit den Eintrittspreis wohl
automatisch geringer einschätzen als bisher.
Ausländische Lieferanten von Kriegsmaterial -
letzteres unterliegt meist strikten Geheimhai-
tungsvorschriften - würden sich nach Einfüh-
rung des Rüstungsreferendums zu recht auch

genau überlegen, ob sich ihre einschlägigen und
umfassenden Bedingungen und Auflagen in
einem Referendumskampf noch durchsetzen

Hessen. Man kann sich auch lebhaft vorstellen,
wie hoch bei interessierten Generalstäben
unsere Abwehrbereitschaft noch eingeschätzt
würde, wenn um grosse und bedeutende
Rüstungsvorhaben ein Abstimmungskampf ent-
brannte, bei dem die Gegener, vor allem die
ohnehin negativ eingestellten armeefeindlichen
Kreise, am lautesten in Erscheinung träten!
Schon heute übernimmt kein anderes Paria-
ment auch nur annähernd gleichviel direkte Ver-
antwortung für Rüstungsvorhaben wie die eid-
genössischen Räte. N ur in der Schweiz entschei-
det das Parlament gleich zweimal über die
Rüstungsvorhaben: Ein erstes Mal mit der
Bewilligung des sogenannten Verpflichtungs-
kredits und nachher mit der Zustimmung zum
Zahlungskredit. Zum Vergleich: In den meisten
Ländern entscheidet der Verteidigungsminister
nach der Bewilligung des Kredits über die
Beschaffungen abschliessend und in eigener
Verantwortung.

und Schwierigkeiten im Informationsbereich
Es liegt - wie erwähnt - auf der Hand, dass

Rüstung zwangsläufig mit Geheimhaltung ver-
bunden ist. Leistungen, Schwächen und detail-
lierter Beschaffungsumfang von Waffen, Muni-
tion und Ersatzteilen dürfen nicht jedermann
zugänglich gemacht werden. Bekanntlich kann
nur der vollinformierte Stimmbürger über eine
bundespolitische Vorlage sachgerecht entschei-
den.

Bei Rüstungsvorhaben kann man indessen aus
naheliegenden Gründen nicht alles an die
grosse Glocke hängen. Wir wollen beispiels-
weise nicht jedermann wissen lassen, wieviel
Munition wir zu einem bestimmten Waffensy-
stem beschaffen, wie unsere Flugzeuge im ein-
zelnen ausgerüstet sind, wo Geländeverstärkun-
gen liegen und wie Festungswerke, Kommando-
posten oder Munitionslager von innen aus-
sehen. Der Stimmbürger müsste deshalb häufig
zwangsläufig aufgrund von recht summarischen
Teilinformationen entscheiden, und man kann
sich leicht vorstellen, mit welcher Lust dann die
interessierten Kreise diese unbefriedigende
Situation im Abstimmungskampf für ihre
Zwecke ausbeuten und wie sie den Behörden
Geheimniskrämerei vorwerfen würden. In einer
Referendumsabstimmung wäre es mithin kaum
möglich, den Stimmbürgern die nötigen Infor-
mationen zu vermitteln, damit sie sich ein
umfassendes und sachliches Urteil bilden kön-
nen.
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Es kommt eine weitere Überlegung hinzu.
Rüstungsvorhaben benötigen bei unserem
heute recht komplizierten Beschaffungsverfah-
ren viel Zeit - manchmal zu viel Zeit -, was zur
Folge haben kann, dass eine Waffe bis zu ihrer
Einführung bei der Tfuppe nicht mehr dem
neuesten Stand entspricht. Im Grunde genom-
men müsste dieses Verfahren mit allen Mitteln
beschleunigt werden. Die SPS aber macht mit
ihrer Initiative genau das Gegenteil. Sie macht
es noch länger, noch schwerfälliger...
Bleibt zu hoffen, dass die überwältigende Mehr-
heit des Schweizervolkes wie bis anhin der Auf-
fassung bleibt, dass mit einer gut gerüsteten
Armee und gut ausgebildeten Soldaten der Fort-

bestand der politischen Freiheit und unserer
umfassenden Sozialwerke am wirksamsten
gewährleistet werden kann. Wer zu unserer
Armee steht, wird sich von hohlen Sprüchen
über angebliche Demokratisierung nicht bien-
den lassen und dieser gegen unsere nationale
Sicherheit gerichteten Initiative aus sachlichen,
rechtlichen und wehrpolitischen Gründen
dereinst am Abstimmungstag die deutliche
Abfuhr erteilen, die sie verdient.

A'a//o«a/ra/ ff ffo// Og/,
Rraffffe«/ tfer SFP Sc/zwe/z

und Pras/ffe«/ tfer M;7/7à>Aowmm/o/i
rfes Afl//o«a/ra/es

Die neue Armee-Feldflasche

Ge«era/zo«en vo« BT/t rat«««er« trage« z/«ff trage« s/e «t/t s/c/t /tera«;. Ge«te/«t «t ff/'e /n«e«/ac/r/er/e
5 ff/-ff /tt«t/«/w«t/e/(f/7«.sr/te «t/t ffe«t att/iteeAr/zare« ff/tt/tec/ter, 6eA'«««/ u/s- /e/tf/Iflsr/te Motfe// J2. Z)/e

7rappe«/ort/era«g «öc/z «te/tr/«/tu/t, ff/e /o/t«/«te«5/ve/uèr/Arat/ows-aft z/«tf ff/e 5esr/tfl77''«g.s'P''o/t/et«e
t/es A'orÄrzaß/ettS' vera«/ttis'te« ff/e Grappe/«r Rws'tM«gi(f/e«i/e, «ae/t «ette« GoAztwge« ztt itte/te«.

In Zusammenarbeit mit den Firmen Novoplast
und Jordan entstand die neue 8 dl-Feldflasche
Modell 84. Sie ist nur 12 g schwerer und wird
unter Beachtung des Lebensmittelgesetzes, aus
umweltverträglichem Kunststoff gefertigt. Statt
eines Korkzapfens hängt am Flaschenhals ein
Schraubverschluss. Der neue Trinkbecher aus
Alu ist von unten her auf Nocken aufsteckbar.
Seine rostfreien Griffe erwärmen sich weniger
schnell und wer sein eigenes Süppchen kochen
will, wird die neugewonnene Standfestigkeit
und die bessere Energieausbeute des Armee-
Notkochers zu schätzen wissen. Die neue Feld-
Hasche kostet weniger als die Hälfte der alten
(früher Fr. 14.-, heute Fr. 6.-). Zudem fallen die

bisherigen Unterhaltsarbeiten vollständig weg.
Voraussichtlich ab 1. 1. 88 wird sie ausschliess-
lieh den Rekruten abgegeben.

*

Die erstmalige Präsentation dieser neuen Feld-
flasche erfolgt anlässlich der SWISSTECH
Basel, vom 25.-29. November 1986, an den
Ständen der Herstellerfirmen.
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